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Drucksache V/2562 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Schiffsbankgesetzes 

— Drucksache V/2276 — 


A. Beridit des Abgeordneten Regling 


Durch den Entwurf soll das Schiffsbankgesetz in 
zwei wesentlichen Punkten geändert werden. Ein- 
mal will er den Schiffspfandbriefbanken die Mög- 
lichkeit geben, Schiffskredite auch gegen Über- 
nahme der Bürgschaft durch eine inländische Kör- 
perschaft oder Anstalt des öffentlichen Rechts zu 
gewähren, zum andern soll den Schiffsbanken ge- 
stattet werden, sich mehr als bisher durch Gewäh- 
rung von Darlehen in Deutscher Mark an der Finan- 
zierung ausländischer Schiffe zu beteiligen. Im ein- 
zelnen ist dazu folgendes zu bemerken: 

1 . Im Gegensatz zu den privaten Hypothekenbanken 
und den öffentlich-rechtlichen Kreditinstituten 
haben die Schiffsbanken bisher nicht das Recht, 
Darlehen gegen Übernahme der vollen Gewähr- 
leistung durch die öffentliche Hand zu gewähren. 
Ihre Tätigkeit ist vielmehr auf die Darlehensge- 
währung gegen Sicherung durch Schiffshypothe- 
ken beschränkt. Diese Beschränkung hat sich als 
nachteilig erwiesen, weil der Finanzierungsbe- 
darf für die immer gröberen Schiffseinheiten 
häufig nur noch gedeckt werden kann, wenn eine 
Bürgschaft der öffentlichen Hand die Lücke 
schließt, wie das bisher schon im Schiffskredit 
bei den nicht den engen Vorschriften des Schiffs- 
bankgesetzes unterliegenden Kreditinstituten in 
erheblichem Maße der Fall war. Es erscheint da- 
her geboten, den Schiffsbanken mit ihrer beson- 
deren Erfahrung auf dem Gebiet des Schiffskre- 
dits die Möglichkeiten der Gewährung von Dar- 
lehen gegen Kommunalbürgschaft zu eröffnen. 
Das geschieht durch Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe a 
des Entwurfs. 


Die Refinanzierung der gegen Kommunalbürg- 
schaft gewährten Darlehen soll jedoch auch 
künftig nicht über die Ausgabe von Kommunal- 
obligationen erfolgen, sondern durch die Auf- 
nahme sogenanter Globaldarlehen bei Kapital- 
sammelstellen. Insoweit soll die Arbeitsteilung 
erhalten und die Ausgabe von Kommunalobliga- 
tionen den Realkreditinstituten Vorbehalten blei- 
ben, die schon bisher den Kommunalkredit ge- 
pflegt haben. Der Entwurf sieht daher in Ar- 
tikel 1 Nr. 1 Buchstabe b lediglich eine Erweite- 
rung des Verwendungszwecks der schon bisher 
zulässigen Globaldarlehen vor. 

2. Nach den bisher geltenden Vorschriften darf 
das Auslandsgeschäft der Schiffsbanken in Deut- 
scher Mark 30 Vo ihres Aktivgeschäftes nicht 
überschreiten. Diese Grenze ist bei einigen 
Schiffsbanken fast erreicht. Da jedoch der Anteil 
der auf deutschen Werften für das Ausland ge- 
bauten Schiffe ständig steigt, erhöht sich auch 
die Nachfrage ausländischer Darlehensnehmer 
nach deutschen Schiffskrediten. Im Interesse der 
Exportförderung und der Arbeitsplatzsicherung 
auf den deutschen Werften erscheint es geboten, 
den Schiffsbanken auch über die bisherige 
Grenze hinaus das Auslandsgeschäft zu ermög- 
lichen. Dies geschieht durch eine strukturelle 
Änderung der Bemessungsgrenze in Artikel 1 
Nr. 2 des Entwurfs. An die Stelle der Abhängig- 
keit vom Aktivgeschäft in Deutscher Mark tritt 
die Abhängigkeit vom eingezahlten Grundkapi- 
tal einschließlich der Rücklagen nach § 7 Abs. 1 
Schiffsbankgesetz. Damit haben die Schiffsban- 
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ken es künftig in der Hand, die Höchstgrenzen sondern das Darlehen nur durch eine Schiffs- 

für ihr Auslandsgeschäft bei Bedarf durch Auf- hypothek gesichert ist, bietet die Einhaltung der 

Stockung des Grundkapitals oder der Rücklagen in § 10 Abs. 2 bis 4 und § 11 des Schiffsbankge- 

zu erhöhen. Die Sicherheit der Darlehen an aus- setzes enthaltenen Grundsätze ausreichende 

ländische Kreditnehmer wird durch die Bestim- Vorsorge gegen wesentliche Ausfälle, 

mungen des vorliegenden Entwurfs nicht verrin- Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
gert. Auch soweit keine Sicherung durch die fragen hat in seiner Sitzung vom 18. Januar 1968 
Bürgschaft der öffentlichen Hand gegeben ist, dem Gesetzentwurf einstimmig zugestimmt. 


Bonn, den 18. Januar 1968 

Regling 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/2276 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 18. Januar 1968 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 

Dr. h. c. Menne (Frankfurt) Regling 

Vorsitzender Berichterstatter 
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